
Suchergebnisse: Württemberg

1300 – Der Wein ist das dominierende Volksgetränk in Baiern

München * Der Wein ist das dominierende Volksgetränk&nbsp;in Baiern.       Auf dem Münchner

Weinmarkt finden sich neben dem einheimischen „Baierwein“ die „Südtiroler Weine“, die man als

„Welschweine“ oder auch „Etschweine“ bezeichnet.   Das nächstgrößere Einfuhrkontingent der

„Fremdweine“ bilden die „Neckarweine“ aus Württemberg. Das liegt daran, weil hier als

„Rückfracht“ Salz aus den Münchner „Salzstadeln“ in die Weinfässer gestoßen werden kann.  

Für die „österreichischen Weine“ gilt die Bezeichnung „Osterwein“. Wegen fehlender „Rückfracht“

ist der Transport sehr kostspielig.   Aus Griechenland und Süditalien kommen die „Südweine“.

23. April 1504 – König Maximilian I. verhängt über Herzog Ruprecht die Reichsacht

Augsburg * König Maximilian I. belehnt den Münchner Herzog Albrecht IV. mit den Ländern von

Herzog Georg dem Reichen und verhängt über Herzog Ruprecht von der Pfalz und seinen

Anhängern die Reichsacht.     Herzog Albrecht IV. und sein Sohn Herzog Wilhelm IV. verfügen

über ein Heer von insgesamt 60.000 Mann. Diese setzen sich zusammen aus baierischen und

königlichen Truppen sowie der Reichstadt Nürnberg, die alleine 5.000 Mann stellt, und andere

Unterstützer wie der Schwäbische Bund, Herzog Ulrich von Württemberg und Markgraf Friedrich

II.. 

1567 – Die Württembergische Landesordnung und das neue Hexerei-Delikt

Stuttgart * In der Württembergischen Landesordnung wird das neue

Hexerei-Delikt ausformuliert: „Wo aber jemandt sich mit dem Teuffel, zu Nachtheil und

Beschädigung der Menschen in Bündnuß eingelassen und damit noch niemandts Schaden

gethon hette, der soll gestrafft werden nach Gelegenheit der Sach“. 

April 1608 – Auf dem Regensburger Reichstag kommt es zum Eklat

Regensburg * Auf dem Regensburger Reichstag kommt es zum Eklat zwischen Protestanten und

Katholiken. Die katholischen Fürsten stellen einen Antrag auf Restitution aller Kirchengüter, die

seit 1552 säkularisiert worden sind. Davon betroffen wären rund 500 Klöster und Konvente vor
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allem in Niedersachsen und Württemberg, die Erzbistümer Bremen und Magdeburg sowie 15

reichsunmittelbare Bistümer in Norddeutschland.    Die protestantischen Landesstände verlassen

daraufhin den Reichstag. Das Restitutionsedikt wird erst 1629 beschlossen.

6. März 1629 – Kaiser Ferdinand II. erlässt das Restitutionsedikt

Wien * Kaiser Ferdinand II. erlässt - in Übereinstimmung mit den Kurfürsten von Mainz, Köln,

Trier und Baiern - das Restitutionsedikt, das jede „Entfremdung von katholischem Kirchengut

nach dem Stichjahr 1552 für unrechtmäßig“ erklärt.    Davon betroffen sind rund 500 Klöster und

Konvente vor allem in Niedersachsen und Württemberg, die Erzbistümer Bremen und Magdeburg

sowie zwölf reichsunmittelbare Bistümer in Norddeutschland. Nur Meißen, Merseburg und

Naumburg werden dem Kurfürsten von Sachsen aus politischen Rücksichten vorerst überlassen.

Es erhebt sich nicht nur bei den protestantischen Reichsständen lauter Protest. Selbst der Papst

äußert Bedenken.

1801 – Napoleon Bonaparte fördert den Gebietszuwachs Baierns

Kurfürstentum Baiern * Napoleon Bonaparte fördert bis 1810 den Gebietszuwachs Baierns. Er will

die deutschen Mittelstaaten, allen voran Baiern, Württemberg und Baden, so vergrößern, dass sie

als Puffer gegenüber österreichischen Angriffen dienen können. Gleichzeitig sollen die so

Geförderten natürlich auf Dauer von der französischen Gunst abhängig bleiben. 

19. Dezember 1805 – Napoleon erklärt Baiern, Baden und Württemberg zu souveränen Staaten

Paris * In einem Tagesbefehl erklärt Napoleon Bonaparte Baiern, Baden und Württemberg zu

souveränen Staaten. 

1. Januar 1806 – Fehlende Kroninsignien und Salbung des Königspaares

München-Graggenau * Was fehlt, sind die Kroninsignien und natürlich die feierliche Krönung mit

kirchlicher Salbung des Königpaares. Napoleon hätte gerne eine Krönung gesehen, die aber in

München nicht gewollt ist. Begründet wird dies damit, dass im immer noch bestehenden Heiligen

Römischen Reich Deutscher Nation derartige Königskrönungen unbekannt sind.    Da aber

Baiern, Württemberg, Baden und Frankreich bestrebt sind, die Bestimmungen des Friedens von
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Preßburg vom 26. Dezember 1805 schnellstmöglich umzusetzen und damit unumkehrbar zu

machen, fehlt für eine Krönung sowohl in München als auch in Stuttgart die dazu notwendige

Vorbereitungszeit. So findet lediglich die Proklamation der neu entstandenen Königreiche Baiern

und Württemberg zeitgleich statt.    Freilich gibt es noch andere Gründe, die gegen eine Krönung

sprechen, aber nicht laut ausgesprochen werden:       Die Wittelsbacher wollen den Anschein

vermeiden, die Königswürde sei dem militärischen Erfolg und dem Willen Napoleon Bonapartes

zu verdanken.   Dieser hat eine Rangerhöhung der süddeutschen Staaten nur deshalb

angestrebt, um zuverlässige Bündnispartner gegen Österreich zu gewinnen und dessen

Machteinfluss zu beschränken.   Damit ist Napoleon auch dem Ziel, das Heilige Römische Reich

Deutscher Nation zu zerschlagen und zu beerben, ein Stück näher gekommen.   Und wenn man

schon die baierische Unabhängigkeit und Souveränität als eine von Frankreich und Napoleon

unabhängige legitimiert gewusst haben will, scheint eine Krönungszeremonie - noch dazu in

Anwesenheit des französischen Kaisers - für absolut unakzeptabel.      Im Königlich-Baierischen

Regierungsblatt vom 1. Januar 1806 wird deshalb angemerkt: „Unsere feyerliche Krönung und

Salbung haben Wir auf eine günstigere Jahreszeit vorbehalten, welche Wir in Zeiten öffentlich

bekannt machen werden.“ Geplant ist die Krönungszeremonie für Oktober 1806. 

30. Mai 1814 – Die Befreiungskriege sind beendet

Paris * Mit dem Ersten Frieden von Paris werden die napoleonischen Befreiungskriege beendet.

Es ist ein Versöhnungsfrieden, der Frankreich als Großmacht in den Grenzen von 1792 bestehen

lässt. Das Land erhält sogar besetzte Kolonien und Handelsniederlassungen zurück.    Der Erste

Pariser Frieden legt in einer völkerrechtlich verbindlichen Formel fest: „Die Staaten Deutschlands

werden unabhängig und durch ein föderatives Band vereinigt sein.“ Damit ist die Restauration der

vorrevolutionären Verhältnisse des alten Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation ebenso

ausgeschlossen, wie die Gründung eines deutschen Einheitsstaates.    Durch die von Napoleon

initiierte große Flurbereinigung der deutschen Landkarte ist die Zahl der deutschen Staaten auf

ein überschaubares Maß reduziert worden. Das hat jedoch an den zum Teil enormen

Größenunterschieden nichts geändert. Durch die erheblich vergrößerten süddeutschen

Mittelstaaten Baiern, Württemberg, Baden und anderer war ein neuer Machtfaktor entstanden.   

Die Neuordnung erfolgt freilich unter den Eindrücken der bürgerlichen Reformprojekte der

Französischen Revolution, die bereits zuvor in den deutschen Einzelstaaten Resonanz gefunden

und dort manche Impulse zur Modernisierung der Staats- und der Gesellschaftsordnung

ausgelöst hat. 

26. Mai 1818 – Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung
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München * Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung. Baiern ist damit

unter den großen deutschen Staaten der erste Verfassungsstaat. Baden erreicht diesen Status

drei Monate und Württemberg ein Jahre später.    Der König vereinigt alle Rechte der

Staatsgewalt in seiner Person, unterliegt aber in der Ausübung seiner Rechte einigen

Beschränkungen.  Es gibt ein Zweikammersystem.    Die Erste Kammer sind die Reichsräte,  die

Zweite Kammer setzt sich zusammen zu je einem Achtel aus adeligen Gutsbesitzern und

Geistlichen, ein Viertel kommt von Städten und Märkten, die restliche Hälfte sind Landeigentümer

ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit.  Es gibt eine Legislaturperiode und  außerdem werden die

Mitglieder der Abgeordnetenkammer gewählt.  Dennoch ist der Weg zu demokratischen

Strukturen noch sehr, sehr weit!    Die adeligen Gutsbesitzer stellen ein Achtel, die katholischen

und evangelischen Geistlichen ebenfalls ein Achtel, die Städte, Märkte und Gemeinden ein

Viertel und die übrigen Landeigentümer ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit die Hälfte.    Dazu

kommen zusätzlich drei Vertreter der Universitäten.    Es gibt keinen Parlamentarismus,    die

Mehrheitsverhältnisse in der Abgeordnetenkammer haben keinen Einfluss auf die Arbeit des

Ministerrats,  die Abgeordneten haben kein Initiativrecht, dürfen also selbst keine Gesetzentwürfe

einbringen und  dürfen nicht über ihren Zusammentritt selbstständig entscheiden.      Im Vergleich

zu den Vorgaben der Deutschen Bundesakte ist die Baierische Verfassung jedoch sehr modern

ausgefallen. Sie legt das Fundament für das System einer konstitutionellen Monarchie.    Erneut

ist das neue Staatsgrundgesetz aber keine Vertragskonstruktion zwischen dem Fürsten und dem

Volk, sondern ein einseitiger verfassungsgebender Akt des Königs. Man nennt das auch eine

oktroyierte Verfassung, die vom König in freier Selbstbeschränkung erlassen wird und somit nicht

das Ergebnis einer Vereinbarung zwischen Fürst und Volksvertretung darstellt.    Im Gegenteil,

der Baiernkönig begründet seine Herrschermacht mit der Verfassung nicht, sondern unterwirft

sich vielmehr nur in bestimmten Punkten seinen selbst erlassenen Beschränkungen. 

16. Juni 1836 – Die Bayerisch-württembergische Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft

München - Donau * König Ludwig I. erteilt der Bayerisch-württembergischen

Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft ein auf vierzig Jahre befristetes Privileg zum Betrieb der

Dampfschifffahrt auf der bayerischen Donau.

August 1837 – Die Bayerisch-württembergische Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft

Regensburg * Der erste Dampfer der Bayerisch-württembergischen

Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft, ein Seitenraddampfer, wird vom Stapel gelassen. Er war in

der Regensburger Werft von Maffei gebaut worden.
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Oktober 1837 – Der erste Dampfer der Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft fährt nach Linz

Regensburg - Linz * Der erste Dampfer der Bayerisch-württembergischen

Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft fährt erstmals bis nach Linz. Im folgenden Jahr wird der

fahrplanmäßige Verkehr zwischen Regensburg und Linz aufgenommen.

6. Juni 1849 – Reste der Frankfurter Nationalversammlung tagen in Stuttgart

Stuttgart * Der verbliebene Rest der Frankfurter Nationalversammlung tagt in Stuttgart, wird dann

aber von württembergischen Truppen aufgelöst. 

Dezember 1849 – 28 Länder haben sich der Erfurter Union angeschossen

Berlin * Im Deutschen Bund gibt es noch 36 deutsche Länder, von denen sich 28 der

sogenannten Erfurter Union anschlossen. Acht Länder treten der Union nie bei. Außer Österreich

sind dies: Bayern, Württemberg, Schleswig und Holnstein, Luxemburg-Limburg, Liechtenstein,

Hessen-Homburg und Frankfurt. 

1854 – Die Eisenbahn wird bis zum Königreich Württemberg weitergebaut

München - Augsburg - Württemberg * Die Eisenbahnstrecke München - Augsburg wird bis an die

Grenze zum Königreich Württemberg weitergebaut. 

1863 – Die evangelische Familie Kraemer aus Cannstadt kommt nach Giesing

München-Untergiesing - Cannstadt * Die evangelische Familie des Carl Kraemer aus Cannstadt

in Württemberg kommt in das Giesinger Geviert, wo sie und ihre Nachkommen die „Kraemer‘sche

Kunstmühle“ betreiben.

18. August 1866 – Der durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund wird gegründet

Berlin * Der Deutsche Krieg führt zur Auflösung des Deutschen Bundes. Gleichzeitig wird der

durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund gegründet, um Preußens Hegemonie [=
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Vorherrschaft] zu festigen und zu legitimieren.    Unabhängig bleiben vorerst die süddeutschen

Staaten:       das Königreich Bayern,   das Königreich Württemberg,   das Großherzogtum Baden

und   das Großherzogtum Hessen, das dank russischer Fürsprache mit einigen kleinen

Gebietsabtretungen davonkommt.

19. Juli 1870 – Frankreichs Kaiser Napoleon III. erklärt Preußen den Krieg

Paris - Berlin • Die französische Kriegserklärung trifft in Berlin ein. Kaiser Napoleon III. tritt die

Flucht nach vorne an und erklärt - überstürzt und ohne außenpolitische Rückendeckung -

Preußen den Krieg. „Nach Berlin!“ heißt der Schlachtruf und Marschall Leboeuf erklärt:

„Frankreich ist bereit. Die preußische Armee existiert nicht. Ich kenne sie nicht!“    Da nun aber

Preußen der angegriffene Staat ist, werden - für Frankreich völlig unerwartet - die süddeutschen

Länder Bayern, Baden und Württemberg als Verbündete Preußens mit in den Krieg ziehen. 

13. September 1870 – Ein Programm zum raschen Beitritt Bayerns

Berlin - München * Rudolph von Delbrück, der Präsident des Bundeskanzleramtes und Bismarcks

Beauftragter für die Verhandlungen mit Württemberg und Bayern, legt ein Programm zum

raschen Beitritt Bayerns vor. Das Deutsche Reich soll ein föderaler Staatenbund auf Grundlage

des Norddeutschen Bundes werden, dem die Süddeutschen beitreten, ohne ihre Eigenständigkeit

zu verlieren.    Daraufhin gibt König Ludwig II. dem Kanzler des Norddeutschen Bundes und

preußischen Ministerpräsidenten, Otto von Bismarck, seine Bereitschaft zu einem

Verfassungsbündnis bekannt. 

22. September 1870 – Bayern und Württemberg verhandeln auf der Münchner Konferenz

München • In der sogenannten Münchner Konferenz, die vom 22. bis zum 26. September 1870 in

München stattfindet, besprechen die Vertreter Bayerns und Württembergs den von Rudolph von

Delbrück vorgelegten Beitritts-Vorschlag zum Deutschen Reich. 

26. September 1870 – Eine Einigung mit Preußen liegt in der Luft

München * Die Münchner Konferenz, bestehend aus Vertretern Württembergs und Bayerns,

erkennen die Bedingungen der Norddeutschen Bundesverfassung über Bundesoberhaupt,
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Bundesrat und Reichsrat als annehmbar an. Eine Einigung mit Preußen liegt in der Luft. 

21. Januar 1871 – Auch die Abgeordnetenkammer stimmt dem Beitritt zum Kaiserreich zu

München-Kreuzviertel * Nach einer zehnstündigen Redeschlacht stimmen 102 Abgeordnete für

den Beitritt Bayerns zum Deutschen Kaiserreich und nur noch 48 dagegen. Damit ist die

Zweidrittelmehrheit - wenn auch knapp - erreicht.      Das im Jahr 1871 gegründete Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutz des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb dieses gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des

Deutschen Volkes“.      Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten         der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe, des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie     der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.        Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.      In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten:         Preußen 17,     Bayern 6,    

Sachsen und Württemberg je 4,     Baden und Hessen je 3,     die kleineren je 2 oder 1 -    

insgesamt 58 Stimmen. 

16. April 1871 – Die Reichsverfassung wird rechtskräftig

Deutsches Reich - Königreich Bayern * Die Reichsverfassung wird rechtskräftig.    Das Zweite

Deutsche Kaiserreich ist ein Bundesstaat, dem - unter preußischer Hegemonie - 25 Einzelstaaten

angehören. Der preußische Ministerpräsident ist gleichzeitig Reichskanzler.    Das Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutze des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt

des Deutschen Volkes“.    Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten:       der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,
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Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe,   des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie   der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.      Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.    In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten: Preußen 17, Bayern 6, Sachsen und

Württemberg je 4, Baden und Hessen je 3, die kleineren je 2 oder 1 - insgesamt 58 Stimmen.     

Bis im Rahmen der Reichsgründung auch in Bayern das metrische Maß eingeführt wird, fasst die

Bayerische Mass 1.069 Kubikzentimeter. Durch die Preußische Maß- und Gewichtsordnung wird

das Bayerische Maaß abgeschafft. Als gesamtdeutsche Maßeinheit gilt nun der Liter. Und dieser

ist auf 1.000 Kubikzentimeter festgelegt worden.

20. September 1875 – Matthias Erzberger wird in Buttenhausen geboren

Buttenhausen * Matthias Erzberger wird in Buttenhausen im Königreich Württemberg geboren. 

13. August 1876 – Richard Wagner eröffnet sein Festspielhaus in Bayreuth

Bayreuth * Richard Wagner eröffnet - im Beisein des deutschen sowie des brasilianischen

Kaisers und des württembergischen Königs - sein Festspielhaus in Bayreuth. Bayerns König

Ludwig II. befindet sich nicht unter den Gästen, obwohl er zuvor dem Komponisten beim Bau des

Theaters großzügigst unter die Arme gegriffen hatte.

1. November 1895 – Das Städtische Arbeitsamt München öffnet seine Pforten

München-Isarvorstadt * Das Städtische Arbeitsamt München öffnet seine Pforten für

arbeitsuchende Münchnerinnen und Münchner. Die bayerische Hauptstadt übernimmt mit dieser

Einrichtung im Bereich der kommunalen Arbeitsvermittlung - neben einigen Städten in

Württemberg - eine Vorreiterrolle. Mit sieben Mitarbeitern beginnt die Arbeitsvermittlung von

gewerblichen Arbeitern, Handlungsangestellten, Dienstboten, Tagelöhnern und Lehrlingen im

Südpavillon auf der Kohleninsel.    Das Arbeitsamt München bezieht den Südpavillon, ein von der

Alten Isarkaserne etwas abgelegenes Gebäude: die Kleine Fuhrwesenkaserne, ein
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Dienstgebäude mit Schreibstuben. Das Amt nimmt das ganze Gebäude ein und verfügt über zwei

Telefonanschlüsse mit den Rufnummern 49 und 85, doch der Standort für den Arbeitsnach­weis

wird auch von der Stadtverwaltung als nicht ideal eingestuft.     Die Kohleninsel liegt zwar an

einer Hauptverkehrsstraße, auf der die elektrische Straßenbahn fährt, doch aus entfernteren

Stadtteilen, selbst vom Westend oder von Schwabing, muss man auf kompli­zierte

Fahrverbindungen der Pferdebahn zurückgreifen.     Die Abteilungen des Arbeitsamtes sind noch

nicht nach Be­rufsgruppen unterteilt, sondern in eine männliche und eine weib­liche Abteilung

gegliedert, was der damals gängigen Trennung von Männer- und Frauenberufen entspricht. Für

beide Abteilungen gibt es getrennte Eingänge; auch die Arbeitgeber hatten ihren

eigenen Zugang.     Für die Arbeitsuchenden gestaltet sich die Stellensuche äußerst

unkompliziert und Öffnungszeiten auch an Sonn- und Feiertagen zeugen von der

kundenfreundlichen Grundeinstel­lung der neuen Arbeitsvermittlungs-Behörde.     Der 124

Quadratmeter große Wartesaal der Männer kann nach Einschätzung der Verwaltung 200 bis 250

Personen fassen. Die drei Wartesäle für die Frauen befinden sich im ersten Obergeschoss. Hier

hatte man Aufenthaltsräume für verschiedene Berufsgruppen eingerichtet. Der größte Warteraum

war für das Privat-Personal vorgesehen, worunter man Köchinnen, Dienstmädchen usw.

ver­steht. Ein weiterer Warteraum ist für Tagelöhnerinnen, der dritte für „wirtschaftliches und

Ladenpersonal“ eingerichtet worden.     Nach dem Ausfüllen eines Formulars mit der

Bezeichnung „Stellengesuch“ im Warteraum muss der Arbeitnehmer sich gedulden, bis ihn ein

Glockenzeichen zum Eintreten in den Schalterraum und zur Abgabe des Formblattes auffordert. 

6. April 1904 – Kurt Georg Kiesinger wird in Ebingen in Württemberg geboren

Ebingen * Kurt Georg Kiesinger, der spätere Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland,

wird in Ebingen in Württemberg geboren. 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die
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Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

9. November 1918 – Eine sozialistische Regierung in Stuttgart

Stuttgart * Am Nachmittag, erst nachdem bekannt geworden war, dass Philipp Scheidemann in

Berlin die Republik proklamiert hat, wird im württembergischen Landtag eine provisorische

sozialistische württembergische Regierung aus Mitgliedern der MSPD und USPD gebildet. 

16. November 1918 – König Wilhelm II. von Württemberg entbindet die Beamten vom Treueid

Stuttgart * Der Kabinettschef der königlichen Regierung entbindet im Auftrag König Wilhelm II. mit

einem Schreiben an die provisorische Regierung alle Staatsdiener von ihrem Diensteid

gegenüber dem König. 

30. November 1918 – König Wilhelm II. von Württemberg verzichtet auf den Thron

Tübingen-Schloss Bebenhausen * In einer Bekanntmachung an das württembergische Volk legt

König Wilhelm II. von Württemberg freiwillig die Krone nieder. 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich
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zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus

Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

12. Januar 1919 – Landtagswahl in Württemberg

Württemberg * Auch bei den Landtagswahlen in Württemberg können Frauen erstmals ihr

demokratisches Wahlrecht ausüben. Die Sitzverteilung für den württembergischen Landtag setzt

sich wie folgt zusammen:       die Sozialdemokratische Partei - SPD erhält 52 Sitze,   die

Deutsche Demokratische Partei - DDP bekommt 38 Abgeordnete,   das katholische Zentrum
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kommt auf 31 Mandate,   andere bürgerliche Parteien erringen insgesamt 25

Abgeordnetenplätze.   Die USPD kann lediglich 4 Plätze für sich verzeichnen. 

31. März 1919 – In Württemberg wird ein Generalstreik ausgerufen

Württemberg * In Württemberg wird ein Generalstreik ausgerufen. Er dauert bis zum 7. April 1919

an.&nbsp;

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung

und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im
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Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

8. April 1919 – Württemberg und der Schweiz den Krieg erklärt

München * Der Volksbeauftragte für Äußeres, Dr. Franz Lipp, erklärt Württemberg und der

Schweiz den Krieg, weil sie sich weigern, ihm leihweise 65 Lokomotiven zu überlassen.    Er

schreibt an den Volksbeauftragten für Verkehr, Gustav Paulukum: „Ich bin sicher, dass wir

siegen, außerdem werde ich den Segen des Papstes, mit dem ich gut bekannt bin, für diesen

Sieg erflehen.“ 

12. April 1919 – Ebert fordert die Wiederherstellung des früheren Zustandes in Bayern

Berlin - Bamberg * In einem drängenden Telegramm fordert Reichspräsident Friedrich Ebert vom

bayerischen Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann, dass „die Wiederherstellung des früheren

Zustandes in Bayern baldigst erfolgt, zumal da nach neueren mir zugegangenen Nachrichten aus

München man dort anfängt, sich an die Räteregierung zu gewöhnen.     Wenn die wirtschaftlichen

Maßnahmen, welche Sie in Aussicht genommen haben, nicht in kürzester Zeit zum Ziel führen,

erscheint mir als einzige Lösung militärisches Vorgehen. Dass je rascher und durchgreifender

dieses erfolgt, um so weniger Widerstand und Blutvergießen zu erwarten ist, hat uns die

Erfahrung an anderen Stellen gelehrt.“&nbsp;       Damit ist das Schicksal der bayerischen

Revolution besiegelt. Eine Niederschlagung nach dem Beispiel des Spartakus-Aufstandes in

Berlin ist naheliegend.&nbsp;   Unter dem Druck aus Berlin gibt Bayerns Ministerpräsident

Hoffmann nach. Nun wird auf Landesebene dasselbe Muster durchgespielt wie das auf

Reichsebene bereits erprobte: Der Bund mit antirevolutionären, auch antidemokratischen rechten

Kräften, um der Linken Herr zu werden.&nbsp;   Militärminister Ernst Schneppenhorst wird

beauftragt, bayerische Freiwilligenverbände aufzustellen. Ministerpräsident Hoffmann bittet Berlin

telefonisch um Verstärkungen. Die Reichstruppen dürfen in Bayern einmarschieren.&nbsp;   Auch

das von dem bayerischen Oberst Franz Ritter von Epp im thüringischen Ohrdruf gebildete

Freikorps wird gegen München in Marsch gesetzt. Während aus dem Westen württembergische

Truppen anrücken, sammeln sich im Süden die Freikorps. Rund 30.000 Mann sind im Anmarsch,
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als sich der Ring um München schließt.&nbsp;   Für die Rote Armee wird der Kampf gegen die an

Zahl, Ausrüstung und Professionalität überlegenen Weißen nicht mehr zu gewinnen sein.&nbsp;

14. April 1919 – 5.000 Württemberger für die Niederschlagung der Räterepublik

Bamberg * Während Ministerpräsident Johannes Hoffmann nur noch Schadensbegrenzung

betreiben und dem Freikorpsführer Franz Ritter von Epp die Erstürmung Münchens verbieten

möchte, hofft der Minister für militärische Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, dass 5.000

württembergische Soldaten für die Niederschlagung der Münchner Räterepublik bereitgestellt

werden.    Das Angebot hat die Regierung Hoffmann vom Stuttgarter Ministerpräsidenten Wilhelm

Blos erhalten, dem es darum geht, die Eigenständigkeit Süddeutschlands im Reich zu stärken.

Ihm war klar, wenn Bayern unter die Reichshoheit fallen sollte, dann würden in Zukunft auch die

übrigen süddeutschen Länder nur noch eine untergeordnete Rolle gegenüber Preußen spielen

können.&nbsp;

16. April 1919 – Eine Besprechung im Preußischen Kriegsministerium zu Bayern

Berlin * Im Preußischen Kriegsministerium findet eine Besprechung - ohne bayerische Vertreter -

statt. Es wird beschlossen, dass sich beim „Marsch auf München“ - neben bayerischen und

württembergischen Verbänden - auch preußische Truppen beteiligen werden. 

20. April 1919 – Die größte militärische Operation der Nachkriegszeit hat begonnen

Weimar - Augsburg - München * Mit dem von Reichswehrminister Gustav Noske eingerichteten

„Oberkommando der Reichsaktion gegen München“ hat die größte militärische Operation der

Nachkriegszeit begonnen.&nbsp;35.000 Soldaten aus Bayern, Württemberg und

Norddeutschland marschieren auf München zu.&nbsp;

23. April 1919 – Reichswehrminister Gustav Noske ordnet den Angriff auf München an

Weimar * Reichswehrminister Gustav Noske [SPD] ordnet den Angriff Münchens durch zwei

große militärische Einheiten an und übernimmt für die Aktion selbst die Oberleitung.       Die an

der bayerischen Nordgrenze stehenden  Preußischen Hilfstruppen unter Generalleutnant Ernst

von Oven und   die Württembergischen Einheiten sowie die noch zu sammelnden bayerischen
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Verbände und das Bayerische Schützenkorps bei Augsburg-Ulm.      Noske gibt dazu militärisch

präzise Anweisungen: „Das Operationsziel ist München. In München ist die Gewalt der

gesetzmäßigen bayerischen Regierung wiederherzustellen. […] Sobald München besetzt und der

Widerstand in München erloschen ist, übernimmt der bayerische Generalmajor [Arnold Ritter] von

Möhl den Befehl in München“.    Die Gesamtstärke der gegen die Räteregierung eingesetzten,

voll ausgerüsteten Streitkräfte beträgt annähernd 35.000 Mann. Der Oberbefehl wird dem

preußischen Generalleutnant Ernst von Oven übertragen. 

25. April 1919 – Die größte militärische Operation der Nachkriegszeit kommt auf München zu

Freistaat Bayern * 35.000 bayerische, württembergische und norddeutsche Soldaten marschieren

in Richtung München. Das ist die größte militärische Operation der Nachkriegszeit. 

27. April 1919 – Besetzungs-Befehle des Reichswehrtruppenkommandos

Freistaat Bayern * Auf Befehl des Reichswehrtruppenkommandos sind Generalleutnant Ernst von

Oven alle bayerischen und württembergischen Truppen einschließlich des Freiwilligen

Bayerischen Schützenkorps unter Oberst Franz Ritter von Epp unterstellt. 

29. April 1919 – Hinrichtungen in Starnberg von württembergischen Regierungssoldaten

Starnberg * In Starnberg marschieren Regierungstruppen ein. Es folgt ein ungleicher Kampf: Die

Roten verfügen über etwa 100, die Weißen über 2.000 Männer.    Die Weißen Truppen, darunter

die „Gruppe Seutter“, ein Kampfverband aus Württemberg, verhaften in Starnberg Männer, von

denen sie glauben, dass sie feindliche Sparakisten wären. Sie werden eingesperrt und ein paar

Stunden später auf der Bleicher-Wiese erschossen. Die 27 Spartakisten, andere Quellen

sprechen sogar von 37 Kommunisten, werden ermordet, weil sie angeblich Waffen bei sich

getragen haben. Diese Anschuldigungen werden mittlerweile bezweifelt.    Auch die unbeteiligte

Kunstmalerin Sophie Banzer befindet sich unter den Opfern. Sie hatte sich eine rote Bluse

angezogen und wird deshalb auf ihrem Anwesen getötet. 

1. Mai 1919 – Eine erdrückende Übermacht der Regierungstruppen steht vor München

München * Die aus zahlreichen Freikorps, Reichswehr und einem württembergischen
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Gruppenkommando bestehenden Weißen Truppen belagern München.     Insgesamt stehen rund

35.000 Regierungssoldaten den etwa 10.000 bis 12.000 Rotarmisten gegenüber. 

2. Mai 1919 – Gustav Landauer wird im Gefängnis Stadelheim ermordet

München-Obergiesing * Gustav Landauer wird ins Gefängnis Stadelheim gebracht, wo er von

Freikorpssoldaten in grausamster Weise misshandelt und schließlich ermordet wird. Ein Zeuge

berichtet:    „Am 2. Mai stand ich als Wache vor dem großen Tor zum Stadelheimer Gefängnis.

Gegen 1¼ Uhr brachte ein Trupp bayerischer und württembergischer Soldaten Gustav Landauer.

Auf dem Gang vor dem Aufnahmezimmer versetzte ein Offizier dem Gefangenen einen Schlag

ins Gesicht. Die Soldaten riefen dazwischen: ‚Der Hetzer, der muss weg. D‘erschlagts ihn!‘.    

Landauer wurde dann mit Gewehrkolben an der Küche vorbei in den ersten Hof rechts hinaus

gestoßen. Im Hof begegnete der Gruppe ein Major in Zivil, der mit einer schlegelartigen Keule auf

Landauer einschlug. Unter Kolbenschlägen und den Schlägen des Majors sank Landauer

zusammen. Er stand zwar wieder auf und wollte zu reden anfangen. Da rief ein Vizewachmeister:

‚Geht mal weg!‘. Unter Lachen und freudiger Zustimmung der Begleitmannschaften gab der

Vizewachmeister zwei Schüsse ab, von denen einer Landauer in den Kopf traf. Landauer atmete

immer noch.     Da sagte der Vizewachmeister: ‚Das Aas hat zwei Leben, der kann nicht

kaputtgehen!‘. Da Landauer immer noch lebte, legte man ihn auf den Bauch. Unter dem Ruf:

‚Geht zurück, dann lassen wir ihm noch eine durch!‘, schoss der Vizewachmeister Landauer in

den Rücken, dass es ihm das Herz heraus riss und er vom Boden schellte. Da Landauer immer

noch zuckte, trat ihn der Vizewachmeister zu Tode. Dann wurde ihm alles heruntergerissen und

seine Leiche zwei Tage lang ins Waschhaus geworfen“. 

3. Mai 1919 – Der Eisendreher Johann Lehner wird im Schlachthof erschossen

München * Der 18-jährige, an den revolutionären Ereignissen unbeteiligte Eisendreher Johann

Lehner wird in einem Bierlokal verhaftet. Auf bloßem Verdacht hin, am Geiselmord beteiligt

gewesen zu sein, wird er von württembergischen Freikorpssoldaten zusammen geschlagen und

kurz darauf im Schlachthof erschossen. Anschließend wird seine Leiche von der Kampftruppe

ausgeraubt. 

4. Mai 1919 – Sadistische Erschießungen von jungen Frauen in Stadelheim

München-Stadelheim * Die Neue Zeitung vom 3. Juni 1919 berichtet: „Am 4. Mai kamen zwei
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Autos mit Gefangenen vor Stadelheim an. Drei Männer und zwei Mädchen von ungefähr 18

Jahren wurden heruntergerissen. Die Männer wurden natürlich sofort erschossen. Bezüglich der

Mädchen riefen die württembergischen Soldaten: ‚Die Frauen müssen sofort erschossen werden!‘

Stadtpfarrer Wagner und Pfarrer Freudenstein von Giesing […] suchten auf die Soldaten

einzuwirken.     Es gelang ihnen jedoch nicht, ebenso wenig drei Offizieren, die immer wieder die

Soldaten bestimmten, dass Erschießungen ohne Urteil nicht zulässig seien. Es half alles nichts,

selbst Stadtpfarrer Wagner wurde bedroht.     Die Mädchen weinten nicht, sie wurden an die

Wand gestellt, und - jetzt kommt das Erbärmlichste - zuerst in die Fußknöchel und Knie

geschossen, und erst dann, als sie zusammengebrochen waren, völlig erschossen“.    Die Namen

der Mädchen sind bekannt, eine Strafverfolgung des Falles kann jedoch nicht stattfinden, da die

Akten auf unerklärliche Weise verloren gingen. 

5. Mai 1945 – Kapitulation deutscher Streitkräfte in Bayern, Württemberg und in Westösterreich

München * Die Amerikaner akzeptieren die Kapitulation deutscher Streitkräfte in Bayern, Teilen

Württembergs und in Westösterreich. 

19. September 1945 – Bayern wird wieder zum Staat

München * Die amerikanische Militärregierung verfügt mit der Proklamation Nr. 2 die Bildung der

Verwaltungsgebiete Groß-Hessen, Württemberg-Baden und Bayern, „die von jetzt ab als Staaten

bezeichnet werden“. Die von den Amerikanern im Rahmen ihrer Demokratisierungsbestrebungen

eingesetzten bayerischen Staatsregierungen stehen aber unter der Oberhoheit der

US-Militärregierung für Bayern.    US-General Clay, erst stellvertretender, später oberster

Militärgouverneur, schreibt später in seinen Memoiren: „Rückblickend meine ich, dass wir diese

Aufgabe sicher als hoffnungslos angesehen hätten, wenn wir das chaotische Durcheinander voll

überblickt hätten.“ 

5. März 1946 – Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus

Amerikanische Besatzungszone * Auf Initiative des amerikanischen Militärgouverneirs Lucius D.

Clay wird das „Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus“ vom Länderrat

des amerikanischen Besatzungsgebiets verabschiedet. Das Gesetz regelt die

Spruchkammerverfahren [= Entnazifizierungsverfahren] in Bayern, Groß-Hessen und

Württemberg-Baden.    Im Laufe des Jahres 1946 wird das sogenannte „Befreiungsgesetz“ auch
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auf die anderen Besatzungszonen übertragen. 

Oktober 2005 – Die Residenzpost wird an eine Bietergesellschaft verkauft

München-Graggenau * Eine Bietergemeinschaft bestehend aus der Accumulata Immobilien

Development und der LBBW-Immobilien, einer Tochter der Landesbank Baden-Württemberg,

erwirbt die ehemalige Residenzpost.    Die beiden Firmen haben ambitionierte Pläne für das

Gebäude und wollen auf dem rund 4.300 Quadratmeter großen Grundstück ein Luxushotel der

Extraklasse entstehen lassen, mit 160 bis 190 Zimmer, passend zur exklusiven Lage. 300 bis 390

Millionen Euro soll das Projekt kosten. Im Gebäude können neben den Hotelzimmern und Suiten,

Konferenzräume, ein Ballsaal, ein Wellnessbereich und edle Boutiquen Platz finden.    Während

die Verhandlungen mit möglichen Investoren geführt werden, beantragen die Eigentümer eine

alternative Nutzung. Diese ist ein Mix aus Gastronomie und Geschäften.    So findet sich hier die

Diskothek „8seasons“, der Feinkosthändler Käfer, das Café L’Opera und andere mehr, darunter

auch der Schuhhersteller „Ed. Meier“.
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